
klar.Die Seite der VU

Impressum «klar.» Herausgeberin: Vaterländische Union Redaktion: Michael Winkler, Günther Fritz Adresse: Vaterländische Union, Parteisekretariat, Fürst-Franz-Josef-Strasse 13, 9490 Vaduz
Redaktion: Tel. +423 239 82 82, E-Mail: michael.winkler@vu-online.li, guenther.fritz@vu-online.li Internet: www.vu-online.li

6. Oktober 2018

Kommentar

Der Krampf 
mit der DSGVO
Die 2. Lesung der Totalrevision 
des Datenschutzgesetzes dauerte
lange – viel zu lange. Zahlreiche
Anträge sorgten für rote Köpfe im
Saal- vor allem auf der Regierungs-
bank. Justizministerin Aurelia Frick,
die sich als Emotions-Papierkorb
sah, merkte man an, dass sie wenig
Verständnis für die Abgeordneten
hatte. Sie warnte davor, dass «der
Gesetzgebungsprozess entgleitet».
Thomas Vogt von der VU ortete 
auch einen Grund dafür: «Wenn 
Sie sagen, dass Ihnen der Gesetz-
gebungsprozess entgleitet, dann
teile ich diese Ansicht. Ich weiss 
auch warum das so ist: Weil sie 
den Landtag hier zu wenig ernst 
genommen haben», stellte der 
Jurist fest. Zwischendurch fühlte 
sich der Regierungschef im falschen
Film und ortete einen Skandal, denn
für ca. 20 Minuten war das Banken-
gesetz nicht DSGVO-konform, weil
der Gesetzgebungsprozess tatsäch-
lich entglitt. Es war also das reinste
Chaos.

«Wer weiss, wie Gesetze 
und Würste zustande kommen, 
kann nachts nicht mehr ruhig 
schlafen», soll bereits Otto Fürst 
von Bismarck gesagt haben. Die
These wurde bestätigt. Allerdings
schmecken uns Würste wohl am
Ende besser als die Umsetzung der
DSGVO. Der Prozess zeigte, dass es
ein schwieriges Unterfangen ist, 
supranationale Vorgaben zu 
übernehmen, wenn man nicht bereit
ist, alles einfach hinzunehmen. Man
merkt, dass die EU von Parlamenten
ausgeht, die eher bereit sind, solche
Bürokratie-Monster aus Brüssel 
mit stabilen Koalitionsmehrheiten
durchzuwinken.

Michael Winkler
Parteisekretär

Sonntag, 21. Oktober 2018 
Restaurant Adler Vaduz

18:00 Uhr
Apéro

18:30 Uhr
Begrüssung
Patrick Heeb, Vorsitzender  
der Ortsgruppe

Interview mit dem Bürgermeister-
kandidaten Frank Konrad

Durchführung der Nomination
Vizebürgermeister Patrick Wille

Grusswort 
Regierungschef-Stellvertreter  
Daniel Risch

Schlusswort
Parteipräsident Günther Fritz

PROGRAMM

GEMEINDEWAHLEN 2019

Einladung zur Nomination  
des Bürgermeisterkandidaten
Frank Konrad
Die Ortsgruppe Vaduz lädt alle an der Zukunft  
der Gemeinde Interessierten herzlich dazu ein.

klar für Vaduz.

Landtag: Brisanter als gedacht
Obwohl die Traktandenliste des Oktober-Landtags nicht spektakulär anmutete, war viel Zündstoff
vorhanden. Unter anderem wurde beinahe das Grundmandat auf Gemeindeebene abgeschafft.

Bereits im Vorfeld der Landtags-
session tat die FBP-Fraktion kund,
dass sie Regierungschef-Stellver-
treter Daniel Risch in die Mangel
nehmen wolle. Grund: Die Situa-
tion bei Radio L. Dass die Zahlen
dort nicht im Lot sind – und dass
der Geschäftsführer fristlos ent-
lassen wurde, soll damit mit dem
Verweis auf die Oberaufsicht wohl
direkt dem VU-Regierungsmit-
glied in die Schuhe geschoben
werden. Der Antrag auf ein Son-
dertraktandum erfolgte. Daraufhin
stellte auch die VU-Fraktion den
Antrag auf ein Sondertraktandum
zum Liechtensteinischen Entwick-
lungsdienst (LED). Dieser liegt im
Bereich der Aussenministerin Au-
relia Frick und steht bald ohne
Projektleiter da, weil einer gekün-
digt wurde und zwei weitere als
Reaktion jeweils ihre Kündigung
einreichten. Besonders brisant:
Dem LED kommen im jährlichen
Budget über 14 Mio. Franken zu –
dem Radio ungefähr 2 Mio. Fran-
ken. 

Die Mehrheit der Abgeordneten
folgte aber am Ende dem Antrag
des parteifreien Johannes Kaiser,
die Themen auf den November-
landtag zu verschieben, damit die
Regierung zwischenzeitlich den
Abgeordneten detaillierte Infor-
mationen zustellen kann. Ange-
sichts der Tatsache, dass es in der
Diskussion wohl mehrheitlich um
Personalia gegangen wäre – die
zum Schutz der Persönlichkeits-
rechte in der Regel nicht im öf-
fentlichen Landtag abgehandelt
werden –, war dies wohl keine
schlechte Entscheidung.

Offensichtliche Absichten
Dass es die FBP darauf abgesehen
hatte, Daniel Risch in ein schlech-
tes Licht zu rücken, sah man dann
auch gleich bei den folgenden Klei-

nen Anfragen: Nicht weniger als
vier davon stellte Alexander Batli-
ner zu den Themen Radio L und
Liechtensteinische Post. Es drängt
sich die Absicht auf, dass die FBP
hier Batliner in Stellung bringt, um
Daniel Risch gezielt zu attackieren.
Eine durchsichtige Strategie. Bei
der Beantwortung der Kleinen An-
fragen liess dann Landtagspräsi-
dent Albert Frick die Rückfrage von
seinem Parteikollegen Alexander
Batliner zu Radio und Post zu, ob-
wohl es gemäss den Bestimmun-
gen (GVVKG Art 8. Abs 2.und der
GOLT) wohl eher keine «kurze
sachbezogene Zusatzfrage im
Sinne einer Verständnisfrage’war.
Bei Erich Hasler (DPL/Neue Frak-
tion) intervenierte Frick dann. Da-
niel Risch liess sich von diesem
Spiessrutenlauf aber nicht beein-
drucken und beantwortete die Fra-
gen kompetent und ausführlich.

Hintertür geschlossen
Den Bärenanteil der Debatte
machte die Umsetzung der DSGVO
aus. Dabei kam es zu einige Zwi-
schenfällen, weil viele Änderungs-
anträge eingebracht wurden,
einige davon aber nicht fristge-
recht. Hier zeigten vor allem die
zuständigen Regierungsvertreter
der FBP Nerven: Aurelia Frick hatte
sichtlich wenig Verständnis für die
Anliegen des Landtags. Adrian
Hasler riss dann die Hutschnur, als
es um die seine Ressorts betref-
fenden Spezialgesetze ging. Alles
in Allem war dieser Tag, den die
Debatte insgesamt ungefähr ein-
nahm, keine Sternstunde des
Landtags.

Eine freche Variante, das
Grundmandatserfordernis bei der
Restmandatsverteilung auf Ge-
meindebene abzuschaffen, wählte
die Freie Liste. Vor drei Jahren kam

ihre entsprechende Motion nicht
durch. Nun versuchte die FL, eine
Änderung im Rahmen der Moti-
onsdebatte zum Gemeindegesetz.
Diese Motion hatte freilich eine
andere Absicht. Sie soll eine Unge-
rechtigkeit in der Berechung be-
seitigen. Ausserdem erfülle das
Grundmandatserfordernis eine
wichtige Funktion, wie VU-Frakti-
onssprecher Günter Vogt aus-
führte: «Sachentscheide der
politischen Gremien sollen im In-
teresse der allgemeinen Volks-
wohlfahrt in hoher Qualität und
innert nützlicher Frist getroffen
werden. Aus dieser Perspektive
wird vor einer Zersplitterung des
Parteiensystems, Schwierigkeiten
bei der Bildung von stabilen Mehr-
heiten und dem Aufkommen von
ideologisch extremen Kleinpar-
teien oder Regionalparteien ge-
warnt. Eine Sperrklausel soll dies
verhindern helfen.» 12 Abgeord-
nete stimmten dem Antrag der 
FL zu, 12 lehnten ihn ab. Zu den
Stimmen, welche den Antrag an-
nahmen, gehörte FBP-Fraktions-
sprecher Danie Oehry, der in
seinem Votum zuvor dem Ansin-
nen der FL eine Absage erteilte. So
stand Landtagspräsident Albert
Frick einmal mehr im Fokus, denn
sein Stichentscheid schloss das
Hintertürchen für den FL-Antrag.
So wird für die Teilnahme an der
Reststimmenvergabe auch weiter-
hin ein Grundmandat benötigt.

Der Freitag stand dann unter
anderem im Zeichen der Übernah-
men von EWR-Gesetzgebung
sowie der Straffung der Asyl-
verfahren. Unter der Ägide von
VU-Regierungsrätin Dominique
Gantenbein schloss man damit Lü-
cken, die dafür gesorgt hätten,
dass Asylverfahren unnötig in die
Länge gezogen wären. .

                              Michael Winkler

Die FBP gab sich viel Mühe, die VU-Vertreter in ein schlechtes Licht zu rücken. 
Vergebens.                                                                                Foto: Daniel Schwendener


